	
	


	
	

	
	



Musterausschreibungs-Unterlage im Bereich des UVG

Die vorliegende Unterlage des SVV stellt eine Musterausschreibungs-Unterlage im Bereich des UVG dar. Dabei beschränkt sich die Unterlage im Hinblick auf die Übersichtlichkeit auf diejenigen Punkte, die in den Ausschreibungsunterlagen zwingend enthalten sein müssen.  

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Abschluss einer

obligatorischen Unfallversicherung

gemäss UVG
Der Auftrag umfasst den Abschluss einer obligatorischen Unfallversicherung gemäss Bundesgesetz über die Unfallversicherung (UVG) und den dazugehörenden Verordnungen.

Der Versicherungsvertrag soll per XX.XX.XXXX abgeschlossen werden, mit einer Vertragsdauer von 3 / 5 Jahren. 

---------------

Einzug: Vergabe eines 'Versicherungspaketes'
Die Vergabe eines ganzen Versicherungspaketes im Bereich der Personenversicherungen (obligatorische Unfallversicherung, Unfallzusatzversicherung und kollektive Krankentaggeldversicherung)  an den selben Versicherer kann für die Vergabestellen interessant sein. Die Versicherer bieten denn auch - generell, unabhängig von öffentlichen Ausschreibungen -  solche 'Versicherungspakete' an. Denn diese 'Versicherungspakete' haben für die Versicherungsnehmer zahlreiche Vorteile [Beispiele: Grössenrabatt, Kombirabatt, umfassende Gesamt-/Risikoberatung, umfassendes Absenzen- und Case-Management]. Die Vergabe solcher Versicherungspakete ist zweifellos zulässig. Es kann bezüglich massgebendem Schwellenwert das 'Gesamtpaket' betrachtet und beim Zuschlag auf die Gesamtprämie abgestützt werden (Zuschlag an Versicherer mit der günstigsten Prämie für das gesamte 'Versicherungspaket'). Es gilt jedoch zu beachten, dass allfällige Rabatte, Vergünstigungen, Überschussbeteiligungen, etc. nur auf den Versicherungsprodukten gemäss VVG und nicht auf der obligatorischen Unfallversicherung gemäss UVG gewährt werden dürfen.   

---------------

Anforderungen

Als Anbieter kommen lediglich Versicherer in Frage, die in der 'Liste der Unfallversicherer' des Eidgenössischen Departementes des Innern [EDI; (Bundesamt für Gesundheit; BAG)] aufgeführt sind. 
Allgemeine Vertragsgrundlagen

1. Art der Versicherung

Obligatorische Unfallversicherung gemäss Bundesgesetz über die Unfallversicherung [UVG; SR 832.20; nachstehend UVG-Versicherung genannt] und den dazugehörenden Verordnungen.

2. Versicherungsnehmer/in
Kanton / Gemeinde / etc. 

3. Bisheriger Versicherer

Die UVG-Versicherung besteht zur Zeit bei XXXX.
{Kommentar: Es wird hie und da die Angabe des Vorversicherers verweigert. Die Angabe des Vorversicherers ist jedoch notwendig, damit bei diesem Auskünfte über den Schadenverlauf eingeholt werden können. Eine andere Möglichkeit wäre die Angabe der erforderlichen Auskünfte in den Ausschreibungsunterlagen selber. Die Versicherer benötigen Angaben über Lohnsummen und Schadenzahlungen getrennt nach BU und NBU. Bei grösseren Verträgen (sinnvoll ab einer Prämie von CHF 50'000.-) sollten die Angaben aufgeteilt werden nach Heilungskosten und Taggeldleistungen. Art. 103 UVV hält zwar fest: "Die Versicherer müssen sich auf Anfrage gegenseitig über Unfälle, Berufskrankheiten, Leistungen und Einstufungen im Prämientarif unentgeltlich Auskünfte geben, soweit es die Durchführung der Unfallversicherung erfordert". Aus wettbewerbsrechtlichen Gründen (Forderungen auch der Wettbewerbskommission an die UVG-Versicherer) dürfen die Ausschreibungsunterlagen keine Angaben enthalten über die Prämiensätze und die Klassen- und Stufenzuteilung beim bisherigen Versicherer. Im Unterschied zu den Auskünften über den Schadenverlauf (die für die Erarbeitung einer seriösen Offerte im Interesse der jeweiligen Vergabestelle gebraucht werden) sind diese Angaben jedoch nur schon im Hinblick auf die vertragsindividuellen Prämientarife der UVG-Versicherer auch gar nicht notwendig. }

4. Versicherter Betrieb

Versichert sind die Staatsangestellten.

Unter diese Versicherung fallen auch die Angestellten folgender Anstalten:

[Nachstehende Aufzählung im Sinne eines Beispiels]
· Kanton XXXXX
· Kantonsschule XXXXX
· Lehrerinnen- und Lehrerseminar XXXXX
· Landwirtschaftsschule XXXXX
· Ausgleichskasse

· Kaufmännische Berufsschule XXXXX
Nicht unter diese Versicherung fallen die gemäss Art. 66 Abs. 1 lit. q UVG in den Zuständigkeitsbereich der Suva fallenden Verwaltungseinheiten (im Sinne von Beispielen):

· Amt für Umweltschutz

· Meliorationsamt

· Kantonsforstamt, Revierförster, Forstbetriebe

· Zeughaus
· Baudepartement, Strassenwesen

5. Späterer Einschluss weiterer Verwaltungseinheiten / Betriebe 

Falls im Verlaufe der Vertragsdauer die nachstehend aufgeführten weiteren Verwaltungseinheiten/Institutionen/mitzuversichernde Betriebe hinzukommen, erstreckt sich die UVG-Versicherung auch auf diese.
[Nachstehende Aufzählung im Sinne eines Beispiels]

· Kantonale Berufsschule in XXXXX

· Heilpädagogischen Tagesschulen in XXXXX 

{Kommentar: Es sollte wenn immer möglich in den Ausschreibungsunterlagen festgehalten werden, welche Institutionen allenfalls später in den Vertrag eingeschlossen werden sollen. Denn ohne Kenntnis über den Betriebscharakter dieser allfälligen Institutionen und ohne Kenntnis von deren Schadenverlauf, kann von der gesetzlich verlangten risikogerechten Prämienfestlegung keine Rede sein.}
6. Versicherte Personen in der Nichtberufsunfallversicherung

Für teilzeitbeschäftigte Lehrkräfte wird die vereinbarte Nettounterrichtsdauer (ohne Pausen) verdoppelt. Ergibt das Resultat mindestens 8 Stunden pro Woche, so sind diese Lehrkräfte auch für Nichtberufsunfälle versichert. 
{Kommentar: Oft wird die Versicherung der Nichtberufsunfälle bereits für eine wöchentliche Arbeitszeit von 2 oder 2,5 Stunden gefordert. Die Verordnung zum UVG sieht hingegen eine wöchentliche Arbeitszeit von 8 Stunden vor (Art. 13 UVV). Bei Lehrkräften ist im Hinblick auf eine allfällige Vorbereitungszeit eine wöchentliche Arbeitszeit von 4 Stunden noch vertretbar. Die Vereinbarung einer geringeren wöchentlichen Arbeitszeit verstösst hingegen klar gegen das UVG und führt zudem - abgesehen von der problematischen Auswirkung auf die Prämien - zu einer Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer/innen im Rahmen einer obligatorischen Sozialversicherung. Wenn bei versicherten Personen mit (stark) schwankenden Arbeitszeiten unklar ist, ob sie auch für Nichtberufsunfälle versichert sind, sollte dies im Interesse der Rechtssicherheit für die betreffenden Personen zum Vornherein abgeklärt und dann in der Police (allenfalls im Rahmen einer besonderen Vertragsbestimmung) festgehalten werden (namentliche Aufführung der betreffenden Personen bei kleinen Verträgen; Aufführung von Kategorien von versicherten Personen bei grösseren Verträgen).}   

Besondere Bedingungen

1. Vertragsdauer

Es ist vorgesehen, den UVG-Versicherungs-Vertrag mit einer Vertragsdauer von drei / fünf Jahren abzuschliessen. 

2. Prämiengarantie und Verlängerungsoption

Feststellung: Prämiengarantien für die zu vereinbarende Vertragsdauer und Verlängerungsoptionen sind nicht zulässig. Es sollte vielmehr verlangt werden, dass die Vergabestellen bzw. die Versicherungsnehmer/innen den Vertrag im Falle der Erhöhungen der Nettoprämiensätze oder der Prämienzuschläge für Verwaltungskosten kündigen können.   
{Kommentar: Wenn die Versicherer bei mehrjährigen Verträgen eine Prämiengarantie abgeben müssen, laufen sie unweigerlich Gefahr, das UVG früher oder später zu verletzen. Denn die gesetzlichen Bestimmungen verpflichten die Versicherer, ihre Prämientarife periodisch zu überprüfen und aufgrund der ausgewerteten statistischen Ergebnisse anzupassen. Falls nun ein Versicherer Änderungen an seinem Prämientarif vornehmen muss, bei dem auch die Einstufung der öffentlichen Verwaltungen geändert wird, muss er für die Verträge mit Prämiengarantie den alten, geänderten Prämientarif weiterführen. Damit verletzt der betreffende Versicherer jedoch nicht nur das UVG, sondern aufgrund der unterschiedlichen, d.h. ungleichen Behandlung der versicherten Betriebe auch gleich noch die Verfassung. Und schliesslich wird es den Versicherern verunmöglicht, ihre Modelle der Erfahrungstarifierung (die sowohl zu einer Prämienerhöhung als auch zu einer Prämienreduktion führen können) anzuwenden. Dies bedeutet, dass die Erfahrungstarifierung nicht bei allen versicherten Betrieben angewendet werden kann, woraus wiederum eine unzulässige Ungleichbehandlung der versicherten Betriebe resultiert. 
Es darf zudem nicht übersehen werden, dass die Anwendung der  Erfahrungstarifierung für die öffentlichen Verwaltungen keineswegs nur Nachteile zur Folge haben kann. Denn bei gutem Schadenverlauf kann die Anwendung der Erfahrungstarifierung auch zu einer Prämiensenkung führen.    

Die Frage der Dauerverträge ist im Submissionsrecht ungelöst. Es ist jedoch unbestritten, dass es nicht im Belieben der Vergabebehörde liegen kann, das Vertragsverhältnis mit einzelnen Anbietern auf unbestimmte Zeit fortzusetzen und damit jede weitere Vergabe auszuschliessen. Die Kantone regeln die Frage der Dauerverträge unterschiedlich. Einzelne Kantone halten lediglich in einer Generalklausel fest, dass Verträge nicht für eine so lange Dauer abgeschlossen werden dürfen, dass damit wirksamer Wettbewerb verhindert wird. Andere Kantone definieren ausdrücklich eine maximale Vertragsdauer als Regelfall. Der Bund hat in der VöB festgehalten, Verträge seien grundsätzlich nicht länger als für eine Dauer von 5 Jahren abzuschliessen. Nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes des Kantons Zürich lässt sich selbst für komplexe Dienstleistungen eine Vertragsdauer von mehr als 7 Jahren nicht mehr rechtfertigen. Aufgrund der Regelung auf Bundesebene und der Rechtsprechung muss davon ausgegangen werden, dass bei Versicherungsdienstleistungen in der Regel eine Vertragsdauer von mehr als 5 Jahren (inkl. allfälliger optionaler Verlängerungen) nicht mehr zulässig ist. 

Im Hinblick auf die oben gemachten Ausführungen ist beispielsweise eine gewünschte Vertragsdauer von 5 Jahren mit einer Option auf zweimalige Verlängerung um jeweils zwei Jahre unzulässig.  

3. Risikonummer

Der laufende Vertrag wurde vom bisherigen Versicherer der Risikonummer XXXX zugeteilt.
{Kommentar: Es ist zwingend anzugeben, welcher Risikonummer des Prämientarifs der Vertrag vom bisherigen Versicherer zugeteilt wurde. Dies nur schon im Hinblick auf die gesellschaftsindividuellen Prämientarife.}
4. Prämiensätze

Damit die Angebote nach einheitlichen Kriterien überprüft und objektiv verglichen werden können, sind die Prämiensätze im Angebot wie folgt auszuweisen:

	
	Berufsunfälle (BU)
	Nichtberufsunfälle (NBU)



	Nettoprämiensatz


	X
	Y

	Verwaltungskostensatz

(..,.. % des Nettoprämiensatzes)


	+ A
	+ B

	Unfallverhütungsbeitrag

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für BU)

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für NBU)
	+ C
	+ D



	Beitrag zu Finanzierung der Teuerungszulagen (Umlagebeitrag)

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für BU)

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für NBU
	+ E
	+ F

	Endprämiensatz
	B
	N

	
	
	


Rabatte auf dem Nettoprämiensatz sind nicht zulässig. Derartige Rabatte würden gegen das UVG und die Weisung des BSV (heute BAG) verstossen.*
Es ist der für sämtliche Anbieter festgelegte, einheitliche Beitrag zu Finanzierung der Teuerungszulagen (Umlagebeitrag) einzusetzen.* 

Die Prämie ist gemäss den gesetzlichen Bestimmungen risikogerecht festzulegen.*

Die Gewährung einer Entschädigung zuhanden des/r Versicherungsnehmers/in für die Einrichtung einer Informations- und Verbindungsstelle und/oder für die Auszahlung der Taggelder ist im Rahmen der Verwaltungskosten (Verwaltungskostensatz) zu berücksichtigen.*

{Kommentar: Die obenstehenden (*) Anforderungen sollten klar festgehalten werden. Was die Gewährung einer Entschädigung zuhanden des/r Versicherungsnehmers/in für die Einrichtung einer Informations- und Verbindungsstelle und/oder für die Auszahlung der Taggelder betrifft, so besteht die Möglichkeit, im Rahmen einer separaten Rubrik die 'Aufteilung' der Verwaltungskosten zu verlangen (gewährter Rabatt im Rahmen eines Verwaltungskostenzuschlages). Denkbar wäre auch das Arbeiten mit Varianten (Variante 1 mit und Variante 2 ohne Gewährung eines Rabattes). Es kann auf die Weisungen des BSV (heute BAG) zum Typenvertrag verwiesen werden: "Der Versicherer darf auf den im Tarif vorgesehenen Nettoprämien keine Rabatte gewähren. Ebenso ist es ihm untersagt, andere Vergünstigungen direkter oder indirekter Art zu versprechen oder zu gewähren. Die einzige Ausnahme ist die im Tarif vorgesehene Prämienfestsetzung aufgrund des vertragsindividuellen Schadenverlaufs (Erfahrungstarifierung)".}

5. Lohnsummen 

Folgende Lohnsummen sind massgebend:

Lohnsumme in der Berufsunfallversicherung (BU; Berufsunfälle und Berufskrankheiten):

(Grundlage: Löhne XXXX):

	
	Männer/Frauen
	Fr. …….….

	
	
	


Lohnsummen in der Nichtberufsunfallversicherung (NBU)

(Grundlage: Löhne XXXX):

	
	Männer
	Fr. ……….. 

	
	Frauen
	Fr. ………..


6. Prämienzahlung

Die Prämien werden für das Rechnungsjahr jeweils im voraus entrichtet. 

7. Mitbeteiligung anderer Gesellschaften

Die Auftraggeberin behält sich vor, allenfalls mehrere Versicherer nach Artikel 68 Absatz 1 Buchstaben a und c UVG, die in der 'Liste der Unfallversicherer' des Eidgenössischen Departementes des Innern [EDI; (Bundesamt für Gesundheit; BAG)] aufgeführt sind, an diesem Versicherungsvertrag zu beteiligen.
{Kommentar: Abgesehen von den rechtlichen Vorgaben liegt es im Ermessen der Vergabestelle, allenfalls weitere Versicherer am Vertrag zu beteiligen. Solche Mitbeteiligungen sind rechtlich nicht problematisch. Nicht zulässig sind hingegen sogenannte Konsortiumofferten oder Bietergemeinschaften. Denn dabei werden die Versicherer nicht nur angehalten, zum gleichen Tarif zu offerieren, sondern es wird meist auch noch festgehalten, wie viele Versicherer sich zu beteiligen haben. Dadurch werden die Versicherer gezwungen,  gegen das Kartellgesetz und die Bestimmungen über das öffentliche Beschaffungswesen, sowie gegen die Bestimmungen über die Prämientarifgestaltung im UVG zu verstossen. Denn wenn beispielsweise vier Versicherer zum gleichen Tarif offerieren müssen, dann werden aufgrund der individuellen Prämientarife (mindestens) drei Versicherer gezwungen, in gesetzwidriger Weise von ihrem Prämientarif abzuweichen.}

Bei der Offerteingabe ist anzugeben, zu welchem Prozentanteil die Führung der obligatorischen Unfallversicherung übernommen würde.

8. Schadenerledigung

Die Schadenerledigung hat entweder durch den Versicherer zu erfolgen, der den Zuschlag erhält, oder durch einen anderen, in der 'Liste der Unfallversicherer' des EDI aufgeführten Versicherer nach Artikel 68 Absatz 1 Buchstaben a und c UVG, der im Bereich der Schadenerledigung mit dem Versicherer zusammenarbeitet, der den Zuschlag erhält.

{Kommentar: Es sollte darauf verzichtet werden, die Schadenerledigung in einem Schadencenter des Versicherers zu verlangen, das am Sitz der Vergabestelle (= Versicherungsnehmer/in) oder auch nur im betreffenden Kanton liegt. Denn erstens ist dies im Hinblick auf die modernen technischen Kommunikationsmittel nicht (mehr) unbedingt notwendig und zweitens ist dies in wettbewerbsrechtlicher Hinsicht äusserst fragwürdig. Es kann jedoch verlangt werden, dass der Versicherer über Schadeninspektoren verfügt, welche rasch zur Stelle sein und auch kurzfristig Patientenbesuche vor Ort vornehmen können. Ferner kann verlangt werden, dass die Schadenerledigung in der jeweiligen Landessprache (d, f, i) erfolgen muss.}
9. Angebot mit Varianten

Die Eingabe eines Angebotes mit Varianten ist zulässig, sofern die in den Ausschreibungsunterlagen enthaltenen zwingenden Vorgaben beachtet werden.

{Kommentar: Die Möglichkeit von Varianten ist im Bereich des UVG viel weniger von Bedeutung als beispielsweise im Bereich der Haftpflichtversicherungen. Denkbar ist im Bereich des UVG wohl vor allem das Angebot von Varianten bezüglich 'Aufteilung' der Verwaltungskosten (Reduktion der Verwaltungskosten im Falle der Einrichtung einer Informations- und Verbindungsstelle durch die/den Versicherungsnehmer/in und für die Übernahme allfälliger weiterer Aufgaben (z.B. die Erfassung/Anmeldung von Schadenfällen, etc.). Falls die Vergabestelle das Angebot von Varianten wünscht bzw. zulässt, sollte sie klar festhalten, welche Varianten zulässig sind - dies im Interesse der Rechtssicherheit und um unnötige Frage- und Antwortrunden zu vermeiden.}  

-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
10. Eignungskriterien und Zuschlagskriterien

Nachstehend werden einige Empfehlungen zu den Eignungs- und den Zuschlagskriterien aufgeführt:

Eignungskriterien

Massgebend sind folgende Eignungskriterien (im Sinne von Beispielen):

· Finanzielle Leistungsfähigkeit

· Ausreichender Rückversicherungsschutz für die Abdeckung von Grösstrisiken

· Fachliche Qualifikation

· Referenzkunden aus der öffentlichen Verwaltung oder vergleichbaren Wirtschaftsbranchen

· Qualifikation der Mitarbeiter (Ausbildung inkl. Fachausweise und interne Schulung)

· Eigene beratende Ärzte

· Der Versicherer muss in der Lage sein, 

· eine professionelle statistische Auswertung des Unfallgeschehens zu erstellen;

· ein professionelles Case Management zu betreiben; 

· den/die Versicherungsnehmer/in im Bereich des Absenzenmanagements zu unterstützen.

· Der Versicherer verfügt über Schadeninspektoren, welche (auch kurzfristig) Patientenbesuche vor Ort vornehmen können.

· Im Bereich der Schadenfallerledigung können sich die Kontaktpersonen zum Versicherungsnehmer über eine ausreichende Praxistätigkeit in der Abwicklung von Schadenfällen ausweisen. 

Zuschlagskriterien

Grundsätzlich ist das wirtschaftlich günstigste Angebot massgebend. Berücksichtigt werden insbesondere folgende Kriterien (im Sinne von Beispielen, ohne Gewichtung):

· Preis

· Qualitätsmerkmale
· Ablauf der Schadenregulierung
· Wirtschaftlichkeit

· Organisation des Kundendienstes
· Vorhandene Infrastruktur

· Erfahrung / Berufsbildung 

Hinweise zu einzelnen Kriterien:

· Preis

Massgebend sind die Endprämiensätze in der Berufs- und Nichtberufsunfallversicherung, nachdem der Leistungsumfang durch das Gesetz und die Verordnung bereits definiert wird. 

· Schadenregulierung

· Case Management

Von Bedeutung ist insbesondere, ob ein Netz mit professionell ausgebildeten Case Managern existiert [Ausbildung an der Hochschule für Sozialarbeit oder ebenbürtige Ausbildung]. Dies im Hinblick auf die Tatsache, dass ein professionelles Case Management letztlich Auswirkungen auf die Prämie hat.    

· Absenzenmanagement (professionelle Unterstützung: Administration, Prävention und Fallbetreuung)

· Eigenes Netz von medizinischen Beratern, die auch kurzfristig für eigene Untersuchungen zur Verfügung stehen.

· Qualität, Betreuung, Infrastruktur, Hilfestellung

· Administrative Unterstützung, effiziente Abwicklung der Schadenfälle, Bezeichnung einer Anlaufstelle

· Kompetente Kundenunterstützung

· Analyse des Unfallgeschehens

· Qualifikation und Kontinuität der Ansprechpartner 

· Information; Schulung

Im Rahmen der Offerten sind die oben aufgeführten Eignungs- und Zuschlagskriterien zu belegen/beweisen. Falls eine Anbieterin einen Punkt nicht beantwortet, wird davon ausgegangen, dass sie diesen Punkt nicht erfüllt.

{Kommentar:

Die Eignungskriterien beziehen sich auf die wirtschaftliche, technische, organisatorische und finanzielle Leistungsfähigkeit der Anbietenden. Sie müssen sachgerecht sein. Die Eignungskriterien sind 'Killerkriterien' und können in der Regel nur erfüllt oder nicht erfüllt werden (Zulassung oder Ausschluss bei Nichterfüllung). 

Eine Nichteignung hinsichtlich eines Kriteriums kann nicht durch eine Mehreignung bei einem anderen Kriterium kompensiert werden. 

Die Eignungskriterien müssen zu Beginn des Verfahrens festgelegt und den Interessenten in den Ausschreibungsunterlagen bekannt gegeben werden. Sie dürfen im Verlauf des Verfahrens nicht - und vor allem nicht nur gegenüber einem Anbieter oder einzelnen Anbietern - geändert werden.
Im Rahmen von Ausschreibungen von Versicherungsdienstleistungen können die Eignungskriterien relativ kurz gehalten werden. Sinnvolle Eignungskriterien sind beispielsweise die

· aufsichtsrechtliche Konzession,

· finanzielle Leistungsfähigkeit,

· einschlägigen Referenzen (Es sind nur vom Anbieter genannte Referenzen zu prüfen. Mündlich eingeholte Referenzauskünfte müssen von der Vergabestelle schriftlich festgehalten werden, sonst dürfen sie nicht berücksichtigt werden. Verlangte Angaben über Referenzen müssen auch dann gemacht werden, wenn von der Vergabestelle früher schon einmal ein Zuschlag erhalten wurde bzw. wenn der Vergabestelle früher schon einmal eine Offerte mit entsprechenden Angaben unterbreitet wurde.),

· Mindestgrösse des Anbieters,

· Anforderungen an die Serviceleistungen.

Die Vergabestellen haben bezüglich Eignungskriterien einen erheblichen Ermessensspielraum, auf den die Versicherer hingewiesen werden sollten. 

Die öffentliche Hand muss auftragsspezifische Eignungskriterien aufstellen. Eine besondere Rolle spielen Eignungskriterien beim selektiven Verfahren. 

Die Zuschlagskriterien gehören zwingend zum Mindestinhalt der Ausschreibungsunterlagen und müssen sich auf das konkrete Angebot und die Ermittlung des wirtschaftlich günstigsten Angebotes beziehen. Die Zuschlagskriterien müssen somit auf die konkrete Beschaffung zugeschnitten sein. Sie müssen objektiv sein und dürfen vergabefremde Aspekte nicht berücksichtigen. Ein reiner Verweis auf die gesetzlichen Kriterien ist nicht sachgerecht und somit ungenügend. Es sind keine Kriterien aufzuführen, die nicht geprüft werden. 

Den Zuschlag erhält das wirtschaftlich günstigste Angebot (bestes Preis-Leistungs-Verhältnis), wobei in der Regel insbesondere folgende Kriterien berücksichtigt oder besonders gewichtet werden können: Qualität, Preis, Termin, Wirtschaftlichkeit, Betriebskosten, Folgekosten, Sicherstellung eines leistungsfähigen Kundendienstes (ev. Angaben über zeitliche Erreichbarkeit), Infrastruktur, Erfahrung, Bonität, Nachhaltigkeit (diese muss präzisiert werden), Zweckmässigkeit der Leistung. 

Von den kantonalen Gerichten wird weitgehend ein Rechtsanspruch des wirtschaftlich günstigsten Anbieters auf den Zuschlag anerkannt.

Es steht nicht im Belieben der Vergabestelle, weitere Kriterien mit sozialpolitischer Zielsetzung einzuführen, die weder auf den wirtschaftlichen Nutzen eines Angebotes noch auf Merkmale der angebotenen Leistung Bezug nehmen.

Der Grundsatz der Transparenz verlangt, dass die Zuschlagskriterien und ihre Rangfolge oder relative Bedeutung zum Voraus bekannt sind – sie müssen somit in den Ausschreibungsunterlagen enthalten sein. Die Gewichtung der Zuschlagskriterien muss nicht zwingend im Voraus bekannt gegeben werden. Die Kriterien dürfen im Verlauf des Verfahrens nicht abgeändert werden und sie dürfen sich nicht diskriminierend auswirken. 

Es ist nicht erlaubt, sachfremde Kriterien heranzuziehen, wie beispielsweise regional-, steuer- oder strukturpolitische Überlegungen. Unzulässige Zuschlagskriterien sind beispielsweise auch der 'allgemeine Eindruck der Offerte' (da es sich um ein zu wenig bestimmtes Kriterium handelt), oder die 'bisherige Erfahrung mit einem Anbieter' (da durch ein solches Kriterium andere Anbieter benachteiligt werden).   

Eine transparente Bekanntgabe der Kriterien und der Gewichtung wirkt Beschwerden entgegen und ermöglicht bessere Angebote.    

Eine Trennung von Eignungs- und Zuschlagskriterien ist nicht immer einfach, weshalb gewisse Kriterien sowohl für die Eignung als auch für den Zuschlag verwendet werden können. Eine gewisse Konnexität zwischen den beiden Kategorien von Kriterien ist systemimmanent und stellt bei entsprechend klarer Bekanntgabe keine unzulässige Doppelprüfung dar. Ob ein bestimmtes Kriterium als Eignungs- oder Zuschlagskriterium behandelt wird, ergibt sich aus dessen Verwendung in der Ausschreibung und in den Ausschreibungsunterlagen.}  
11. Formulare / Bestätigungen

Es werden stets Selbstbestätigungen und Bestätigungen Dritter (AHV, Steuerbehörden, Betreibungsämter, etc.) verlangt. Es liegt selbstverständlich im Ermessen der jeweiligen Vergabestelle, welche und wie viele Bestätigungen sie einfordern will. Oft werden jedoch allzu viele Bestätigungen verlangt. Bei vielen Bestätigungen ist es zudem wenig sinnvoll, wenn diese Bestätigungen weniger als ein Jahr alt sein dürfen. Es entsteht nicht nur für die Versicherer, sondern auch für die jeweiligen Behörden ein enormer administrativer Aufwand. Abgesehen davon entstehen auch Kosten. 

Im Bereich des UVG sollte es eigentlich genügen, wenn die Versicherer in der 'Liste der Unfallversicherer nach dem Bundesgesetz vom 20. März 1981 über die Unfallversicherung (UVG)' eingetragen sind. Diese Liste ist im Internet abrufbar [www.bag.admin.ch]. Gemäss Art. 68 Abs. 2 UVG haben sich die Versicherer, die sich an der Durchführung der obligatorischen Unfallversicherung beteiligen wollen, in ein vom Bundesamt für Gesundheit geführtes Register einzutragen. Das Register ist öffentlich.
Sinnvoll ist es zudem, mit Selbstdeklarationsformularen zu arbeiten. Auf diesen Formularen kann ein Vorbehalt angebracht werden, wonach die Vergabestelle bei Bedarf weitere Auskünfte und/oder Dokumente verlangen kann.
Es gilt zudem darauf hinzuweisen, dass die elektronische Plattform simap.ch schrittweise ausgebaut wird. Ende 2012 wird ein Anbieterprofil zur Verfügung stehen, das den Anbietern ermöglicht, ihre Angebote elektronisch einzureichen.      
Angaben zum Anbieter
Firmenangaben
	Name


	…………………………………………………………………………..

	Adresse
	…………………………………………………………………………..

	PLZ/Ort
	…………………………………………………………………………..

	Telefon / Fax
	…………………………………………………………………………..

	E-Mail
	…………………………………………………………………………..

	
	

	
	

	
	

	
	

	Rechtsform
	…………………………………………………………………………..

	
	

	Besteht seit
	…………………………………………………………………………..

	
	

	
	

	Mitglied
Branchenverband / Arbeitgeberverband
	         SVV (Schweizerischer Versicherungsverband)

         Santésuisse
         Anderer Verband

	
	

	
	


Offerte für

Unfallversicherung gemäss UVG und Unfallzusatzversicherung

	Der Anbieter offeriert
	           UVG- und UVGZ-Versicherung 

	
	           nur Teilangebot 'UVG-Versicherung'       

	
	           nur Teilangebot 'UVGZ-Versicherung'     


Angaben zu den Schlüsselpersonen

Vorgesehener Ansprechpartner 

(Bei Mitbeteiligungen Ansprechpartner des führenden Versicherers)

	Name          ………………………………….


	Vorname  ………………………………

	Ausbildung  ………………………………….


	Funktion  .………………………………

	Beim Versicherer tätig seit 


	…………………………………………..

	In der Versicherungsbranche seit 


	…………………………………………..

	In der Personenversicherung seit
	………………………………………..…


Vorgesehener Stellvertreter des Ansprechpartners

(Bei Mitbeteiligungen Stellvertreter des Ansprechpartners des führenden Versicherers)

	Name          ………………………………….


	Vorname  ………………………………

	Ausbildung  ………………………………….


	Funktion   ...……………………………

	Beim Versicherer tätig seit 


	…………………………………………..

	In der Versicherungsbranche seit 


	…………………………………………..

	In der Personenversicherung seit
	………………………………………..…


Angaben zu den Schlüsselpersonen für die Schadenabwicklung
Der Auftraggeber erfasst die Schadenmeldungen und übermittelt die Daten dem Unfallversicherer elektronisch. Die Unfallmeldungen werden teilweise auch dezentral erfasst. 
Angabe der Lösung der elektronischen Schadenmeldung: 

…………………………………………………………………………………………………………. 

Vorgesehener Ansprechpartner für Schäden

(Bei Mitbeteiligungen Ansprechpartner des führenden Versicherers)

	Name          ………………………………….


	Vorname  ………………………………

	Ausbildung  ………………………………….


	Funktion   ………………………………

	Beim Versicherer tätig seit 


	…………………………………………..

	In der Versicherungsbranche seit 


	…………………………………………..

	In der Schadenabteilung (Personenversicherung) seit
	………………………………………..…


Vorgesehener Stellvertreter des Ansprechpartners für Schäden

(Bei Mitbeteiligungen Stellvertreter des Ansprechpartners des führenden Versicherers)

	Name          ………………………………….


	Vorname  ……………………………….

	Ausbildung  ………………………………….


	Funktion   ……………………………….

	Beim Versicherer tätig seit 


	…………………………………………...

	In der Versicherungsbranche seit 


	…………………………………………...

	In der Schadenabteilung (Personenversicherung) seit
	………………………………………..….


Referenzen des Anbieters 

Nachstehend oder in einer separaten Beilage sind die Referenzunternehmungen aus der öffentlichen Verwaltung oder einer vergleichbaren Wirtschaftbranche, bei denen Sie einen UVG-Versicherungsschutz übernommen haben, bekannt zu geben.  
	Referenzunternehmung 1
	

	Name der Unternehmung
	……………………………..

	UVG-Lohnsumme
	……………………………..

	Prämienvolumen*
	……………………………..

	Datum des Vertragsabschlusses und Dauer des Versicherungsschutzes
	……………………………..



	* Bekanntgabe allenfalls durch Unternehmung selber.

Dürfen bei der Unternehmung zusätzliche Erkundigungen eingeholt werden?

         Nein

         Ja, bei folgender Kontaktperson: ………………………………………………

Telefon: …………………………………

	

	Referenzunternehmung 2
	

	Name der Unternehmung
	……………………………..

	UVG-Lohnsumme
	……………………………..

	Prämienvolumen*
	……………………………..

	Datum des Vertragsabschlusses und Dauer des Versicherungsschutzes
	……………………………..

	* Bekanntgabe allenfalls durch Unternehmung selber.

Dürfen bei der Unternehmung zusätzliche Erkundigungen eingeholt werden?

         Nein

         Ja, bei folgender Kontaktperson: ………………………………………………

Telefon: …………………………………


Selbstdeklaration / Bestätigung des Anbieters
	Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen 
	Antwort:

Ja / Nein

	1. Verpflichtet sich der Anbieter, die geltenden Arbeitsschutzbestimmungen sowie die Lohn- und Arbeitsbedingungen der Gesamtarbeitsverträge, der Normalar​beitsverträge und bei deren Fehlen die orts- und berufsüblichen Vorschriften einzuhalten?
	

	2. Verpflichtet sich der Anbieter, die acht von der Schweiz ratifizierten Kernüber​ein​kommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zum Schutz funda​mentaler Arbeitsnormen1 einzuhalten?

1 Verbot der Zwangsarbeit, Verbot der Diskriminierung, Gebot der Gleichheit des Entgelts, Schutz der Verei​nigungsfreiheit, des Vereinigungsrechts und der Kollektivverhandlungen, Gebot des Mindestalters in der Beschäftigung, Verbot der Kinderarbeit.
	

	3. Erklärt sich der Anbieter bereit, im Falle von Mitbeteiligungen auch den/die mitbeteiligten Versicherer auf die Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen und Arbeitsbedingungen gemäss Frage 1 und der ILO-Kernübereinkommen gemäss Frage 2 zu verpflichten?
	

	Steuern und Sozialabgaben
	

	4. Hat der Anbieter die zur Zahlung fälligen kantonalen und kommunalen Steuern bezahlt?
	

	5. Hat der Anbieter die zur Zahlung fälligen direkten Bundessteuern sowie die zur Zahlung fällige Mehrwertsteuer bezahlt?
	

	6. Hat der Anbieter die zur Zahlung fälligen Sozialversicherungsbeiträge (AHV, IV, EO, FAK, ALV, BVG und UVG) einschliesslich der vom Lohn abgezogenen Arbeitnehmeranteile bezahlt? Verpflichtet er sich, die zur Zahlung fälligen Sozialversicherungsbeiträge fristgerecht zu entrichten?
	

	Konkurs- oder Nachlassverfahren / Pfändung
	

	7. Befindet sich der Anbieter in einem Konkurs- oder Nachlassverfahren bzw. ist bei ihm in den vergangenen zwölf Monaten eine Pfändung vollzogen worden?
	

	Integritätserklärung
	

	8. Versichert der Anbieter, keine Absprachen oder andere wettbewerbsbeeinträchtigende 
Mass​nahmen getroffen zu haben?
	

	Gerichtsstand
	

	9. Der Anbieter anerkennt ……...[Sitz des Auftraggebers eintragen!] als Gerichtsstand.
	

	Vorbehalt
	

	10. Die Beschaffungsstelle behält sich vor, bei Bedarf weitere Auskünfte und/oder Dokumente zu verlangen. 
	

	Mit der Unterschrift bestätigt der Anbieter die Richtigkeit der gemachten Angaben und erklärt sich zudem bereit, sie auf Verlangen hin zu belegen. Gleichzeitig werden Sozialversicherungseinrichtungen, die Steuerbehörden und andere zuständige Einrichtungen ausdrücklich ermächtigt, der Beschaffungsstelle –auch entgegen allfällig anderslautenden Gesetzesbestimmungen – Auskünfte im Zusammenhang mit den oben beantworteten Fragen zu erteilen. Auf Verlangen reicht der Anbieter die Adressen der zuständigen Einrichtungen und Behörden nach. 

Mit der Unterzeichnung dieser Bestätigung übernimmt der Anbieter die Verantwortung dafür, dass sämtliche Bedingungen und Auflagen auch von den allfällig mitbeteiligten Anbietern eingehalten werden.

Der Anbieter nimmt zur Kenntnis, dass die Beschaffungsstelle bei Falschangaben, Missachtung der obigen Grundsätze und/oder Verstoss gegen die Integritätserklärung

a) Den Zuschlag jederzeit widerrufen und den Vertrag aus wichtigen Gründen vorzeitig auflösen kann und/oder 

b) Die Bezahlung einer Konventionalstrafe in der Höhe von 10% der angebotenen Prämie für die vereinbarte Vertragsdauer, mindestens aber CHF 3'000.- und höchstens CHF 1'000'000.- pro Verstoss verlangen und/oder

c) Den fehlbaren Anbieter für eine verhältnismässige Dauer von künftigen Beschaffungen ausschliesen kann.


	Ort und Datum 

………………………………
	Anbieter (Stempel und Unterschrift)

…………………………….




Eingabeformular für die Prämien 

	Versicherer
	.............................................................................................



	Adresse
	.............................................................................................



	Zuständige Person

Telefon: ........................................

E-Mail: .........................................
	...............................................................................


Einreihung in den Prämientarif
	Risiko-Nummer: ......... 
	Berufsunfälle (BU)

Klasse: ...............................

Stufe: .................................
	Nichtberufsunfälle (NBU)

Klasse: ................................

Stufe: ...................................


Prämiensätze

	
	Berufsunfälle (BU)
	Nichtberufsunfälle (NBU)



	Nettoprämiensatz


	X
	Y

	Verwaltungskostensatz

(..,.. % des Nettoprämiensatzes)


	+ A
	+ B

	Unfallverhütungsbeitrag

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für BU)

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für NBU)
	+ C
	+ D



	Beitrag zur Finanzierung der Teuerungszulagen (Umlagebeitrag) 

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für BU)

(..,.. % des Nettoprämiensatzes für NBU)
	+ E
	+ F

	Endprämiensatz
	BU
	NBU


Prämienberechnung

	Tarifausgabe ......
	UVG-Jahreslohnsumme
	Prämiensatz

in %0
	Prämie

in CHF

	Berufsunfälle Männer/Frauen
	..........
	..........
	..........

	Nichtberufsunfälle Männer
	..........
	..........
	..........

	Nichtberufsunfälle Frauen
	..........
	..........
	..........

	Total Jahresprämie 


	
	
	..........
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